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etwas später als geplant erscheint nun 
die dritte Ausgabe unserer Fraktionszeit-
schrift Die Andere. Dennoch sind alle The-
men sehr  aktuell  und werden es wohl trotz 
der hektischen Betriebsamkeit, die selbst  
Totgeglaubte im Wahlkampf entwickeln, 
auch noch eine Weile bleiben.

Manches Beschlossene wird nie umge-
setzt. So ist z.B. vom Begleitbeschluss 
zum Stadtschloss nicht mehr allzu viel üb-
rig geblieben. Trotz der gegenteiligen Be-
teuerungen soll der Landtag nun doch eher 
ein Stadtschloss werden, die Friedrich-
Ebert-Straße wird geschlossen, weitere 
Bürgerbefragungen sind nicht in Sicht und 
der Sanierungsstau bei Kitas und Schulen 
besteht weiter. 

Manches Abgelehnte wird hingegen um-
gesetzt. So gibt es nun doch noch eine 
vernünftige Ausschreibung für die Un-
terbringung von Flüchtlingen und trotz 
Niederlagen in Bürgerbefragung und zwei 
StVV-Sitzungen muss das Schloss dank 
der Mithilfe Dr. Scharfenbergs nicht einmal 
warten.

Manche Ideen unserer Fraktion werden wohl 
dank des Wahlkampfes 2008 endlich umge-
setzt. So entdecken Linke, CDU und Grüne 
gerade das kostenlose Essen in Schulen 
und Kitas als politisches Betätigungsfeld. 

Stadtverordnete und deren Beschlüsse 
sollten gerade in Wahlkampfzeiten nicht zu 
ernst genommen werden. 

Ihr Jan Wendt
Fraktionsvorsitzender
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Die Andere hatte Dienstaufsichtsbe-
schwerde gegen die Mitarbeiterinnen der 
Stadtverwaltung erstattet, denen nicht 
aufgefallen war, dass die Kosten-Nutzen-
Untersuchung zur geplanten Trambrücke 
neben anderen Mängeln auch einen ge-
wöhnlichen Kommafehler enthielt. Erwar-
tungsgemäß wurde die Beschwerde zurück-
gewiesen. Erstaunlich ist allerdings, dass 
die Verwaltung befindet: „Wenn sich ... 
Spezialisten wie Ihr Fraktionsmitglied Herr 
Dr. Meyerhöfer einerseits und Herr Dipl.-
Soz. Michael Höppner und Herr Prof. Dr.-
Ing Herbert Staadt andererseits über den 
korrekten Inhalt des Gutachtens nicht ein-
mal verständigen können, so ist von einem 
durchschnittlichen Beschäftigten des 
Fachbereichs Stadterneuerung und Denk-
malpflege nicht zu fordern, dass dessen 
Spezialwissen und Kompetenz in Kosten-
Nutzen-Untersuchungen von Bauwerken 
der begutachteten Art das der Spezialis-
ten übersteigt.“ Allerdings haben Wolfram 
Meyerhöfer Kenntnisse der Grundrechen-
arten genügt, den Fehler zu entdecken. 

Bürgermeister Burkhard Exner kritisier-
te kürzlich den gerade von der SPD zum 
BürgerBündnis gewechselten Stadtver-
ordneten Wolfhard Kirsch, weil dieser in 
einer Kleinen Anfrage Auskunft zu den Be-
ziehungen der Stadt zu einem bestimmten 
Gutachter verlangt hatte. Der Gutachter 
spielt auch in einem Rechtsstreit zwischen 
Kirsch und Stadt eine Rolle. Trotz der Kri- 
tik beantwortete die Verwaltung die Fra-
ge so ausführlich und öffentlich, wie sich  

 
Die Andere dies bei ihren Anfragen auch  
wünschen würde. Herr Exner riet den 
Stadtverordneten dann noch zu einem Eh-
renkodex, nach dem das Mandat nicht für 
persönliche Zwecke genutzt werden soll. 
Die Andere würde so einen Kodex auch für 
die Verwaltung selbst und die städtischen 
Betriebe begrüßen. 2001 kaufte der GE-
WOBA-Geschäftsführer Müller-Zinsius un-
ter Nutzung von Insiderwissen zwei Häuser 
in der Hermann-Maaß-Straße. Der Beirat 
Potsdamer Mitte berät nicht nur Bauaus-
schuss und Oberbürgermeister, sondern 
besteht nicht unwesentlich aus Personen 
(z.B. Prof. Staadt und Rechtsanwalt Grau-
peter), die regelmäßig selbst unmittelbar 
wirtschaftlich von der Umsetzung ihrer ei-
genen Voten profitieren.

Das in mehrfacher Hinsicht fehlerhafte 
Gutachten, mit dem das Berliner Büro 
FGS einen wirtschaftlichen Nutzen der 
Trambrücke herbeigerechnet hat, hat nach 
Auskunft der Stadtverwaltung ca. 16.500 
€ gekostet. Trotz erheblicher Mängel des 
Gutachtens wird die Stadt die Kosten 
nicht mindern. Nach Auskunft der Stadt-
verwaltung sind nämlich keine Mängel im 
Gutachten erkennbar. FGS hatte z.B. (ver-
meintlich) durch die Trambrücke vermeid-
bare Schadstoffbelastungen mit einem 
Wert multipliziert, bei dem das Komma ver-
rutscht war. Eine Fachverwaltung, die den 
schon in der Mengenlehre zu Zeiten des 
Barock bekannten Unterschied von 0,034 
und 0,34 trotz ausdrücklicher Hinweise 
nicht erkennen kann, ist sicher keine gute 
Empfehlung für die nächste Bewerbung als 
Stadt der Wissenschaft.

Aus dem Rathaus

Eine Frage der Ehre

Rechenschwach?

Gute Arbeit lohnt sich 

- schlechte wird entlohnt
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Die neue Kommunalverfassung ist Anfang 
2008 in Kraft getreten. Dabei haben die 
Landtagsparteien SPD, CDU und Linke 
offenbar Konsequenzen aus der Abstim-
mungspleite für das Stadtschloss ge-
zogen. Nachdem der B-Plan zum Stadt-
schlossnachbau in geheimer Abstimmung 
zwei mal in der Stadtverordnetenversamm-
lung durchgefallen war, verbietet die neue 
Kommunalverfassung einfach die geheime 
Abstimmung. In der DDR hat es eben mit 
den Abstimmungen einfach zuverlässiger 
geklappt. Außerdem dürfen in kreisfreien 
Städten nur noch vier Stadtverordnete 
eine Fraktion bilden. Dies entspricht einem 
Stimmenanteil von mehr als 7 %. Bleibt 
also alles beim Alten, gibt es in der Potsda-
mer StVV bald nur noch drei statt sieben 
Fraktionen. Zufälligerweise genau die, die 
die Hürde für die kleinen Parteien erhöht 
haben: SPD, CDU und Linke.

Wahrsagerische Qualitäten hat unsere ge-
rade aus der StVV rotierte Fraktionsvor-
sitzende Irene Kirchner bewiesen. In einer 
Umfrage der PNN zum Jahreswechsel wur-
de sie gefragt, welche Anträge 2008 mit 
der größten Mehrheit beschlossen werden. 
Sie prophezeite, dass dies Anliegen sein 
werden, mit denen Die Andere 2007 noch 
in der Haushaltdebatte gescheitert ist und 
dass die Anträge ausgerechnet von Leuten 
eingebracht werden, die 2007 dagegen vo-
tierten. Als Beispiel nannte sie kostenloses 
Schulessen und mehr Schulsozialarbeiter-
stellen. Wie prophezeit kümmern sich CDU 
und Linke inzwischen rührend um kosten-
loses Schulessen. Für die Schulsozialarbeit 
wird sich sicher auch noch jemand finden. 
2008 ist ja Wahljahr.

Nachdem die Presse vermeldete, dass  
Mitteschön und Potsdamer Stadtschloss-
verein im Alten Rathaus kostenlos Büro-
räume nutzen dürfen, wollte die Fraktion 
Die Andere in einer Kleinen Anfrage wissen, 
wie viel Geld man spenden muss, um auch 
Räume im Alten Rathaus zu bekommen. 
Mit verblüffender Offenheit teilte der Ober-
bürgermeister mit, dass es „nicht auf die 
Höhe der Spende, sondern auf den Inhalt 
des Engaments“ ankommt. Schon vor eini-
gen Jahren hatte der Stadtverordnete Axel 
Kruschat festgestellt, dass es „in Potsdam 
nicht darauf ankommt, wieviel Geld gespart 
wird, sondern wem man es wegnimmt“.

Mitunter folgen die Stadtverordneten 
schon mal einem Vorschlag der Anderen. 
Das heißt aber noch nicht, dass die Ver-
waltung auch fähig ist, ihn umzusetzen. 
Ein Beispiel ist das Kulturticket für Ein-
kommensschwache, das in verschiedenen 
Potsdamer Kultureinrichtungen für 3,- an 
der Abendkasse abgegeben wird, wenn 
nicht alle Karten verkauft sind. Dieses sinn-
volle Angebot sollte durch Aushänge in der 
PAGA, im Sozialamt und an den Abendkas-
sen bekanntgemacht werden. Bislang sind 
diese Formen der Werbung nicht unbedingt 
ein Volltreffer. Nach Auskunft der Stadt-
verwaltung wurden von den Einrichtungen, 
die das Kulturticket anbieten, ganze 1-2 
Karten pro Veranstaltung verkauft. Unsere 
Fraktion hat inzwischen einen Antrag ein-
gebracht, mit dem der Oberbürgermeister 
beauftragt wird, sich etwas mehr einfal-
len zu lassen und über seine Erfolge in der 
StVV berichten soll.

The next Uri Geller...

back to the roots...
Eine Sache des 

Engagements

Mundpropaganda 
statt Werbetrommel
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Potsdams Spendenkultur

Immer wenn in Potsdam ein Prestigeobjekt 
der bürgerlichen Oberschicht ins Wanken 
gerät, werden sie ans Tageslicht gezerrt: 
edle Spender, die das gewünschte Bau-
projekt mit einer Millionenspende fördern. 
Begeistert posaunt die Lokalpresse die 
Nachricht in die Welt hinaus und die preu-
ßischen Barock-Extremisten zaubern ein 
dramatisches „Danke Hasso Plattner“  aus 
Kerzen auf den Alten Markt, obwohl ein  
„Danke Dr. Scharfenberg“  wohl gerechter 
gewesen wäre. Aber es geht schließlich 
nicht um Gerechtigkeit, es geht um die 
Schlossträume einer sozialen Schicht ohne 
weitere politische Utopien. Es ist ein Vor-
urteil, dass großzügige Spenden stets die 
öffentlichen Kassen entlasten und selbst- 
lose Opfer für die Allgemeinheit darstellen.

In Potsdam dienen Spenden eher als Recht-
fertigung, öffentliche Gelder in Dinge zu 
stecken, die die Mehrheit der Bevölkerung 
weder braucht noch will. 

Erinnern wir uns an die edle Spende des 
Fernsehwitzboldes Günther Jauch zum 
Aufbau des Fortunaportals. Eigentlich war 
die Sache ein bemerkenswerter Deal. 
Der Bundesverband der Zementindustrie 
(BDZ) startete eine Werbekampagne. Gün-
ther Jauch trat in Werbespots auf, die u.a. 
in ARD, ZDF und RTL ausgestrahlt wurden. 
Das dafür vereinbarte Honorar spendete 
Jauch für den Nachbau des Fortunaportals. 
Letztlich beschränkte sich der Aufwand für 
die natürlich steuerlich absetzbare Spende 
auf ca. einen Drehtag. Bereits damals gab 
es Gerüchte über illegale Preisabsprachen 
in der Zementbranche. Das Bundeskartell-
amt verhängte schließlich Mitte 2003 ein 
Rekordbußgeld von 660 Millionen Euro ge-
gen sechs Branchenunternehmen. 

Ob sich der BDZ politische Unterstützung 
in dieser Angelegenheit aus dem Werbedeal 
für das Fortunaportal versprach, kann nur 
gemutmaßt werden. Klar ist, wie Günther 
Jauch seine edle Spende verstand. Er er-
klärte bei der Fertigstellung des Fortu-
naportals, dies sei erst der Anfang und 
forderte den Aufbau des ganzen Stadt-
schlosses. 
 

Die 20 Millionen € von Hasso Plattner

sähe ich gern für richtigen Denkmalschutz investiert. Ich schlage vor, da-
mit die Außenfassade des Stadthauses zu sanieren. Mit dem Rest könnte 
die Sanierung des Neuen Palais unterstützt werden.
Die Baufeldfreimachung des Stadtschlosses kostet 45 Mio. € – zusätzlich 
zu den 85 Mio. € Baukosten. Das Geld könnte (wenn man außerhalb des 
Schlossgrundrisses baut) verwendet werden, um das Bodendenkmal am Alten 
Markt sichtbar zu machen. Das gilt natürlich nur für jenen Teil des Denkmals, 
den die Neue Schlosskoalition (PDS, SPD, CDU, Grüne) noch nicht hat weg-
sprengen lassen. Den größeren Rest des Geldes sollte man verwenden, um die 
alte königliche Gärtnerei am Klausberg wieder herzurichten.			 

Wolfram Meyerhöfer

Aber es geht schließlich nicht um Gerechtigkeit, es geht um die Schlossträu-me einer sozialen Schicht ohne weitere politische Utopien.
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Nachdem die Mehrheit der Fraktion Die.Lin-
ke eine manipulierte Bürgerbefragung zum 
Landtagsneubau initiiert und im Anschluss 
noch 42,8 % zur Mehrheit erklärte, konn-
te sie ihre Stimmen für den Stadtschloss- 
B-Plan geben. Natürlich kündigte Frak-
tionschef Scharfenberg an, dass mit ihm 
ein Landtag und kein Schloss zu machen 
sei.

Als er wenige Monate später erklärte, dass 
die Schlossfassade nicht aus öffentlichen 
Mitteln finanziert werden dürfe, warteten 
wir schon auf den edlen Spender und wir 
wurden nicht enttäuscht. Hasso Plattner 

sagte 20 Millionen zu und umgehend wer-
den alle Entwürfe der Architekturbüros 
überarbeitet. Herr Plattner ist auch sonst 
der Stadt Potsdam sehr verbunden. Der-
zeit beschäftigen sich Stadtverwaltung und 
Stadtverordnetenversammlung mit seinen 
Bauvorhaben am Jungfernsee. Inzwischen 
haben Stadt, Land und Plattner auch einen 
Vertrag geschlossen, in dem die Förderung 
von Erschließungsmaßnahmen für das Areal 
vereinbart werden. 

Dass öffentliche Gelder in Höhe von ca. 
20 Millionen fließen sollen, ist natürlich ein 
Zufall. Die Stadtverwaltung bezweifelte vor 
einigen Jahren, dass sich eine Verlängerung 
der Tram zu Plattners Campus lohnt. Jetzt 
taucht die Tram in den Planungen wieder 
auf. 

Lutz Boede

Der neueste Streich der Historizisten in der Stadtverwaltung sieht vor, quer zur 
Breiten Straße die Kopie des historischen Zaunes zu errichten, der einst den könig-
lichen Lustgarten begrenzte. Das passt zwar nicht zu dem, was heute Lustgarten 
heißt – der heutige Lustgarten hat mit dem historischen Soldatenschleifplatz und 
seinen Vorläufern nichts als den Namen gemein – aber der Historizismus fragt ja 
auch nicht nach städtebaulicher Sinnhaftigkeit. Wieder einmal geht es rein formal 
und ideologisch reinblütig um die Kopie an sich.

Bauverwaltung und Sanierungsträger haben die Zaunkopie eigenmächtig in eine 
Ausschreibung für die Neugestaltung des Filmmuseumsvorplatzes eingebracht. 
Eine Beteiligung der Stadtverordneten erfolgte nicht. Mein Protest gegen dieses 
Vorgehen im Beirat Potsdamer Mitte wurde von der Beiratsmehrheit aus dem 
Protokoll verbannt.

Wolfram Meyerhöfer

Hasso Plattner sagte 20 

Millionen zu und umgehend 

werden alle Entwürfe der 

Architekturbüros überar-

beitet.
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Am 19.12.2007 fand im Potsdamer Stadt-
haus eine Sitzung des Verkehrstisches zum 
Thema „Fortschreibung des Radverkehrs-
konzeptes der Stadt Potsdam“ statt. Als 
aktiver Alltagsradler beschloss ich, diese 
Gelegenheit zu nutzen, um mich über die 
Ziele und Maßnahmen zur Verbesserung 
der Bedingungen für den Fahrradverkehr zu 
informieren.

Mit Freude nahm ich in der Einführung 
durch Herrn Kahle, Bereich Stadtentwick-
lung – Verkehrsentwicklung, zur Kenntnis, 
dass es Zielstellung der Stadt Potsdam 
sei, den Radverkehrsanteil in der Stadt 
Potsdam von 20 % (letzte Erhebung 2003) 
auf 27 % im Jahr 2012 steigern zu wollen. 
Hierfür solle das Radverkehrskonzept die 
Grundlagen schaffen.

Herr Dr. Schneewolf vom beauftragten 
Planungsbüro Kommunal Data erläuterte 
den bisherigen Planungsprozess. Demnach 
wurden für die Bestandsaufnahme 800 km 
Strecke per Fahrrad zurückgelegt, um eine 
hinreichende Beurteilungsgrundlage für den 
Zustand des Radwegenetzes zu erlangen. 
Mehr als 400 Defizite an Radverkehrsanla-
gen wurden festgestellt – einige so gravie-
rend, dass diese in einen Katalog von So-
fortmaßnahmen aufgenommen wurden. 

Aus der Bestandsaufnahme und Analyse 
und einem Abgleich mit Quellen und Zielen 
des Radverkehrs im Stadtgebiet leiteten 
die Planer ein Wunschliniennetz ab, aus 
welchem sich nach tatsächlichen geogra-
phischen Gegebenheiten ein Zielnetz für 
den Radverkehr ergibt. Dieses setzt sich 
aus Hauptrouten erster (160 km) und 
zweiter Ordnung (80 km) zusammen. Es 
soll durch ca. 80 km Nebenrouten ergänzt 
werden.

Anschließend wies Dr. Schneewolf auf die 
Wichtigkeit hoher Qualitätsstandards 
(Radwegbreiten, Sicherheitsaspekte, Am-
pelschaltungen usw.) bei der Umsetzung 
des Radverkehrskonzeptes hin, welche für 
die Attraktivität des Fahrradverkehrs von 
hoher Bedeutung sind.

Angesichts des kompetenten Vortrages und 
des sinnfälligen Zielnetzes beschränkten 
sich die Hinweise in der anschließenden 
Diskussion auf Hinweise zu Detailfragen. 
Lediglich ein Thema sorgte für etwas Auf-
regung. 

So konnte Herr Dr. Schneewolf keine Daten 
der Verkehrsunfallstatistik in seine Überle-
gungen einfließen lassen, da ihm „geeignete 
Daten“ durch die Stadt Potsdam nicht zur 
Verfügung gestellt wurden. Dies erscheint 
angesichts nahezu wöchentlich im Polizei-
bericht nachzulesender Verkehrunfälle mit 
Beteiligung von Fahrradfahrern als grob 
fahrlässig. Schließlich dürften die entspre-
chenden Verkehrsunfallschwerpunkte sehr 
deutlich auf Defizite an Radverkehrsanla-

Dies erscheint angesichts nahezu wöchentlich im Po-lizeibericht nachzulesender Verkehrunfälle mit Betei-ligung von Fahrradfahrern als grob fahrlässig.

Radverkehrskonzept Potsdam

Mehr als 400 Defizite an 

Radverkehrsanlagen wur-

den festgestellt.
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gen hinweisen und somit eine wichtige Pla-
nungsgrundlage für das Radverkehrskon-
zept darstellen. 

Auf meine verwunderte Nachfrage an Herrn 
Kahle führte dieser aus, die Stadt Potsdam 
führe keine solche Statistik und die Daten 
der Polizei seien angesichts fehlender Aus-
wertung hinsichtlich der Fallzahlen und 
Unfallorte nicht ohne entsprechende Auf-
bereitung verwendbar. Eine Aufbereitung 
der polizeilichen Daten sei jedoch sehr auf-
wendig, hierfür fehlten die entsprechenden 
Mittel. 

Abgesehen davon, dass es nicht gerade 
seriösen Planungsgrundsätzen entspricht, 
wesentliche Beurteilungsgrundlagen für 
den Planungsgegenstand zu vernachlässi-
gen, wirkt es geradezu abstrus, dass die 
Potsdamer Polizei nicht in der Lage sein 
soll, Unfallschwerpunkte und Ursachen im 
Zusammenhang mit Radfahrerbeteiligung 
benennen zu können. Schließlich werden in 
nahezu jeder Verlautbarung der Potsdamer 
Polizei Radfahrer als vorsätzlich kriminell 
handelnde Verkehrsteilnehmer diffamiert. 
Zuletzt unterstellte Matthias Tänzer vom 
Schutzbereich Potsdam im November 
2007 in einem PNN-Interview Radfahrern, 
die wiederholt Verkehrsregeln missachten, 
pauschal die fehlende charakterliche Eig-
nung zum Führen von Fahrzeugen.

Angesichts dieses erschreckenden Missver-
hältnisses zwischen sachlicher Beurteilung 
(aktuelle und aussagefähige verkehrsunfall-
statistische Daten) und Verfolgungswahn 
(u.a. durch die berüchtigte Fahrradstaffel) 

bei der Potsdamer Polizei scheint es frag-
würdig, ob ein Radverkehrskonzept und sei-
ne bauliche Umsetzung zur Steigerung des 
Radverkehrsanteils beitragen werden oder 
ob eventuelle infrastrukturelle Verbesse-
rungen durch repressive Einschüchterung 
von Radfahrern durch die Polizei womöglich 
zu Nichte gemacht werden. 

Vor diesem Hintergrund forderten die Teil-
nehmer des Verkehrstisches einerseits, 
die entsprechenden Verkehrsunfallstati-
stiken auszuwerten und andererseits die 
Auseinandersetzung der Stadtverwaltung 
in Person des Oberbürgermeisters mit 
der Potsdamer Polizei hinsichtlich eines 
fahrradfreundlichen Klimas in Potsdam. 
Denn nach einhelliger Meinung aller Teil-
nehmer einschließlich des Experten Herrn 
Dr. Schneewolf ist ein fahrradfreundliches 
Klima die zentrale Voraussetzung für eine 
weitere Steigerung des Radverkehrsanteils 
in Potsdam.

Dass die Stadt Potsdam in Bezug auf un-
sinnige Verfolgung von Fahrradfahrern 
durch die Polizei durchaus handlungsfähig 
ist, zeigte die Zweirichtungsfreigabe des 
Radweges auf der Humboldtbrücke. Hier 
hatte die Fahrradstreife der Polizei im Jahr 
2005 von einem Tag auf den anderen be-
gonnen, Bußgelder für ordnungswidriges 
Fahren entgegen der Fahrtrichtung zu kas-
sieren. Mit dem Anbringen zweier Schilder 
durch die Stadt wurde dieser Schikane die 
formale Grundlage entzogen. Eine sachliche 
Grundlage hatte es ohnehin nie gegeben.

Jens Lüscher
 

Dass die Stadt Potsdam in 

Betracht auf unsinnige Ver-

folgung von Fahrradfahrern 

durch die Polizei durchaus 

handlungsfähig ist, zeigte 

die Zweirichtungsfreigabe 

des Radweges auf der Hum-

boldtbrücke.
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In der öffentlichen Wahrnehmung der  
letzten Zeit bestimmen diese beiden 
Worte die Skala, auf der sich die Zufrie-
denheit der Potsdamerinnen und Potsda-
mer ausdrückt. Wie entsteht diese Dis-
krepanz?

Das Bundesministerium für Familie, Seni-
oren, Frauen und Jugend veröffentlichte 
den vom Umfrageunternehmen Prognos AG 
erstellten „Famiienatlas“ für Deutschlang 
im Oktober 2007. Zu Überraschung al-
ler steht Potsdam in diesem Ranking auf  
Rang 1. Wie kam es dazu?

Prognos erfasste Statistische Daten aus 
den Teilbereichen Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf, Wohnsituation und Wohnumfeld,  
Bildung und Ausbildung sowie die Freizeit-
angebote für Kinder und Jugendliche und 
erstellte daraus die Liste der für Familien 
angenehmen und einladenden Ecken.

Potsdam schnitt dabei bei der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf durch die Kinderbe-
treuung überdurchschnittlich gut ab (Platz 
9 von 439), wie nahezu alle ostdeutschen 
Gebiete. In den anderen Bereichen gab es 
keine nennenswerten „Ausrutscher“nach 
unten, so dass der Berlinbonus für das 
Zertifikat „Familienfreundlichste Stadt 
Deutschlands“ reichte. Neben der Dis-
kussion, ob die Erosion von klassischen 
familiären Strukturen die Erstellung eines 
„Familienatlas`“ überflüssig werden lässt 
oder zumindest in das Gebiet der staatlich 
geförderten Kirchen fällt, ist die Wahl der 
Indikatoren in der Studie für die Freizeitan-
gebote für Kinder und Jugendliche äußerst 
aufschlußreich.

Die Indikatoren im Handlungsfeld Freizeit-
angebote für Kinder und Jugendliche sind 
folgende:

1. Betreuungspersonen in der Jugendar-
beit - (Tätige Personen in der Jugendarbeit 
je 1.000 Jugendliche (10–18-Jährige)

2. Kinder und Jugendpartizipation im 
Sportverein (Mitglieder in Sportvereinen 
unter 18 Jahren pro Einwohner unter 18 
Jahren) 

3. Musikschüler-Anteil (Anzahl der Mu-
sikschüler bis 18 Jahre pro gleichaltriger 
Wohnbevölkerung)

4. Nutzung öffentlicher Bibliotheken (Biblio-
theks-Entleihungen pro Einwohner)

5. Kino-Angebot (Kinosäle, d. h. Leinwände, 
pro 100.000 Einwohner)

Familienfreundlich. Jugendfeindlich.

Die Kritik an der Wahl der 

Parameter ist offensicht-

lich.
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Es ist vollkommen unklar, warum Kinder 
und Jugendliche an einer Stelle in das Al-
tersraster von 10-18 Jahre gepreßt wer-
den und zum anderen völlig willkürlich die 
Biblioheksentleihung der kompletten Bevöl-
kerung erfasst wird. Leider geht das Ide-
albild des lesenden, sportlichen Klavierge-
nies, das auch mal ins Kino gehen will, an 
der Realität vorbei.

So schwammig die Kritierien für eine Fa-
milienfreundlichkeit auch sind; noch unmög-
licher scheint es die Zufriedenheit der 14-
25jährigen zu erfassen. Aber die gehören ja 
auch nicht mehr zur Familie. In Gesprächen 
wird schnell deutlich, dass die wenigen 
preisgünstigen Weggehmöglichkeiten, das 
Absperren der Freundschaftsinsel, das in 
Aussicht gestellte Alkoholverbot an öffent-
lich Pläzen etc. den Bedürfnissen dieser 
Generation nicht gerecht werden. In den 
öffentlichen Auseinandersetzungen wird 
selten eine Erweiterung des Angebots für 
Jugendliche diskutiert; gestritten wird um 
Schließung von Einrichtungen und die Delin-
quenz von jungen Menschen.

Wenn junge Menschen als Reaktion auf 
diese Misere selbstverantwortlich und kol-
lektiv Alternativen aufzeigen, werden sie 
zumeist auf Distanz gehalten. Wie diese 
in Potsdam aktuell in der Debatte um die 
Schließung des Spartacus passiert. Das 
für den letzten verbliebenen Jugendclub in 
der Innenstadt eine räumliche Alternative 
her muß, wird von Seiten der Verantwort-
lichen zumindest akzeptiert. Aber auch 
hier wünscht man sich oft die hektische 
Betriebsamkeit die Politik und Verwaltung 
überfällt, wenn ein Investor an die Tür klopft 
oder Bauwerke aus dunklen, vergangenen 
Zeiten aufgebaut werden sollen.

So bleibt nur zu hoffen, dass die Kritik aus 
dem Jugendforum für ein Umdenken bei den 
etablierten Parteien sorgt, und die in Aus-
sicht stehende Erhöhung der Projektmittel 
im Kulturetat auch für die Jugendlichen 
vor Ort eingesetzt wird und nicht für den 
Distinktionsgewinn des gutbürgerlichen  
Milieus.
		

Sven Brödno

Im Juni 2007 feierte die Flüchtlings-
beratungsstelle des Diakonischen 
Werks ihren Geburtstag. Aus diesem 
Anlass wurde auch eine  Zeitseeing-
Tour organisiert, bei der ein Bus die 
Teilnehmerinnen zu Orten brachte, die 
in der  Potsdamer Flüchtlingspolitik 
in den letzten Jahren wichtig waren. 
Dabei übernahmen verschiedene Grup-
pen bestimmte Etappen der Busfahrt. 
Zwei Aktivisten der Kampagne gegen 
Wehrpflicht liehen sich Polizeiuniformen 
und stoppten den Bus kurz vor der 
Glienicker Brücke zur Ausweiskontrol-
le. Damit wurde auf die Probleme der 
Residenzpflicht hingewiesen, nach der 
Asylsuchende den ihnen zugewiesenen 
Landkreis nur mit Urlaubsschein ver-
lassen dürfen. Natürlich war im Bus 
bekannt, dass die Polizisten nicht echt 
sind. Dennoch leitete die Polizei gegen 
Lutz Boede ein Ermittlungsverfahren 
ein: wegen Amtsanmaßung, Mißbrauch 
von Titeln, Berufsbezeichnungen und 
Abzeichen sowie Nötigung. Der Frak-
tionsgeschäftsführer ist allerdings bis 
heute selbst nicht als Beschuldigter 
befragt worden. Wir freuen uns auf un-
terhaltsame Tage im Gericht.

Eine Busfahrt,  die ist lustig

So schwammig die Kritierien für eine Familienfreundlich-keit auch sind; noch unmög-licher scheint es die Zufrie-denheit der 14-25jährigen zu erfassen.
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Im letzten Jahr hat die Fraktion Die Ande-
re eine Dienstaufsichtsbeschwerde gegen 
jene Mitarbeiter der Potsdamer Stadt-
verwaltung gestellt, die an den Manipula-
tionen der Kosten-Nutzen-Rechnungen für 
die Trambrücke neben der Langen Brücke 
beteiligt waren. (Die Gutachten wurden 
letztlich bei der Entscheidung über die För-
dermittelvergabe nicht mehr benutzt, das 
Projekt wurde vom zuständigen Ministe-
rium für Infrastruktur und Raumordnung 
(MIR) in Abweichung vom Regelverfahren 
ohne Wirtschaftlichkeit durchgewunken.)

Die Stadtverwaltung hat unsere Be-
schwerde auf wunderbarst absurde Wei-
se zurückgewiesen: Sie behauptet, dass 
ihre Mitarbeiter nicht über die Kompetenz 
verfügen würden, die Trambrückengutach-
ten zu beurteilen. Schließlich könnten sich 
auch „Experten“ wie Prof. Meyerhöfer und 
Prof. Staadt nicht auf einen gemeinsamen 
Standpunkt einigen.

Es ist zwar lieblichst, dass sich die Pots-
damer Bauverwaltung für unfähig erklärt 
– und für die Baubeigeordnete gilt das si-
cher uneingeschränkt. Das bestärkt aber 
das Dienstaufsichtsproblem, statt es zu 
entkräften: Die Aufgabe der Fachleute in 
der Verwaltung  besteht ja nicht darin, 
Gutachten in Auftrag zu geben, die sie 
selbst nicht verstehen. Wenn zwei sich 
widersprechende Gutachten vorliegen wie 
bei der Trambrücke, dann kann die Verwal-
tung sich nicht einfach für jenes Gutachten 
entscheiden, welches die eigenen Wünsche 
bedient. Professionelles Verwaltungshan-
deln besteht darin, die Argumente gegen-
einander abzuwägen. Dazu muss man die 

Fachleute so lange befragen, bis man ihre 
Argumente so weit versteht, dass man sie 
gegeneinander abwägen kann. Wenn die 
Potsdamer Verwaltung dies nicht leisten 
kann, dann liegt entweder Mittäterschaft 
bei den Manipulationen oder professionelles 
Versagen vor.

Ich gehe nach einer Akteneinsicht im MIR 
davon aus, dass sowohl das MIR als auch 
die Stadtverwaltung von Anfang an wuss-
ten, dass das Gutachten manipuliert war. 
Dafür spricht nicht nur, dass das aller-
erste Gutachten von 2004 zum Resul-
tat führte, dass eine Trambrücke unwirt-
schaftlich ist und dass das Gutachten dann 
immer weiter so hingebogen wurde, dass 
ein Nutzen herauskam. Dafür spricht auch, 
dass die Gutachten immer wieder mit der 
Stadtverwaltung und dem MIR abgestimmt 
wurden – bis hin zu Korrekturlesen seitens 
des MIR vor der endgültigen Abgabe. Als 
das Büro FGS die Manipulationen scheinbar 
nicht mehr allein hinbekommen hat, wurde 
(nach unserer ersten Kritik) Prof. Staadt 
hinzugezogen, dessen Büro Staadt-Plan 
vielfältig mit der Bauverwaltung verbandelt 
ist und der später bei der Ruhigstellung 
des Landesrechnungshofes als vorgeblich 
„unabhängiger Experte“ im Streit um die 
Manipulationen hinzugezogen wurde.

Für eine Mitwisser- und Mittäterschaft 
spricht aber vor allem, dass sowohl MIR als 
auch Stadtverwaltung zu allen Zeiten das 
Gespräch über unsere Manipulationsvor-
würfe verweigert haben. Die Fraktion Die 
Andere hat auf mehreren Wegen gefordert, 
dass sich die Beteiligten an einen Tisch 
setzen und die Argumente gegeneinander 
abwägen, dass man die Probleme also nur 

Professionelles Verwal-tungshandeln besteht da-rin, die Argumente gegen-einander abzuwägen.

Bauverwaltung beweihräuchert 
eigene Unfähigkeit

Sie behauptet, dass ihre 

Mitarbeiter nicht über die 

Kompetenz verfügen wür-

den, die Trambrückengut-

achten zu beurteilen.
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ein einziges Mal punktgenau diskutieren 
kann. MIR und Bauverwaltung – ebenso 
der Oberbürgermeister – haben das konse-
quent verweigert.

Im Nachhinein so zu tun, als sei die Verwal-
tung nicht in der Lage gewesen, die Mani-
pulationen zu erkennen bzw. zu bewerten, 
wäre vielleicht mit dem Begriff „faustdicke 
Lüge“ relativ treffend belegt. Im übrigen ist 
es inhaltlich lächerlich, die Materie als un-
durchschaubar darzustellen. 

Ich selbst bin weder Verkehrs- noch Bauex-
perte und habe – wie auch andere Personen 
– die Manipulationen nach kurzer Lektüre 
des Gutachtens durchschaut. Mathema-
tisch bewegen wir uns im Stoff der achten 
Klasse. Der Kommafehler, der das Gutach-
ten ohnehin gekippt hat, ist ebenfalls nicht 
durch geheimnisvolles Expertentum zu ent-
larven gewesen. 
Das Geheimnis heißt hier: Schätze ab, ob 
die Größenordnung stimmen kann, und wir 
lehren es ab Klasse 3, wenn wir uns in den 
Zahlenraum bis 1000 hineinbewegen. Man 
kann also von einer professionellen Verfeh-
lung in der Bauverwaltung sprechen.

Ich halte es für problematisch, in welcher 
Weise der OB und die Neue Schlosskoaliti-
on aus PDS, SPD, CDU und Grünen derzeit 
alle Probleme in der Bauverwaltung unter 
den Teppich kehren. Das dabei hinter vorge-
haltener Hand immer wieder vorgebrachte 
Argument, die Baubeigeordnete sei eben 
völlig unfähig und man könne sie nicht los-
werden, erscheint mir dabei vorgeschoben: 
Die wahrlich erschreckende Unfähigkeit 
der Baubeigeordneten wird von der Neuen 
Schlosskoalition lediglich ausgenutzt, um 
unsinnige Projekte wie die Trambrücke ge-
gen jeden fachlichen Sachverstand durch-
zubringen. 

Mathematisch bewegen wir uns im Stoff der achten 
Klasse.

Eine lange Leitung oder Erinnerungs-
lücken haben viele Stadtverordnete, 
wenn es um Wolfhard Kirsch geht. Als 
Die Andere kurz nach der Jahrtausend-
wende die Abberufung des Babelsber-
ger Miethais aus dem Ausschuss für 
Finanzen und Liegenschaften forderte 
und beantragte, an ihn wegen Nicht-
einhaltung der Mietobergrenzen keine 
Grundstücke mehr zu verkaufen, war 
die Ablehnung in allen anderen Parteien 
gross. Die SPD stellte ihn sogar für 
die Kommunalwahl auf und wollte ihn, 
als er in die StVV nachgerückt war, in 
den Werksausschuss des Kommunalen 
Immobilienservice berufen lassen. „Ich 
glaube das nicht“ kommentiert SPD-
Chef Mike Schubert jetzt, dass das 
BürgerBündnis Kirsch nach dessen 
Wechsel zu Utes Resterampe in den 
gleichen Ausschuss entsenden will, in 
dem er jahrelang das Erbe Bebels und 
Breitscheids für die Potsdamer Sozial-
demokratie pflegte. 

Gut Kirschen essen?

Dienstaufsichtsbeschwerden gegen fach-
liche Verfehlungen werden dann zurückge-
wiesen, statt sie zum Anlass für Verbesse-
rung zu nehmen.

Wolfram Meyerhöfer
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Unsere Fraktion engagiert sich gelegentlich 
auch in Einzelfällen. Mitunter nehmen wir 
auf Bitten von Betroffenen Akteneinsicht 
in der Ausländerbehörde oder dem Sozial-
amt. Oft ist die Rechtslage restriktiv und 
beschränkt die Rechte von Flüchtlingen, 
ohne dass dafür irgendein plausibler Grund 
erkennbar ist. Uns sind Fälle bekannt, in 
denen hier lebende Flüchtlingsfamilien aus-
einander gerissen wurden, in verschiedenen 
Landkreisen untergebracht wurden und 
nicht zusammenziehen durften. In einem 
weiteren Fall wollte eine deutsche Staats-
angehörige einen Flüchtling heiraten, der 
keine Aufenthaltserlaubnis mehr vorwei-
sen konnte. Dieser wurde von der Behörde 
aufgefordert, vor der Hochzeit auszurei-
sen und eine Aufenthaltsgenehmigung zum 
Zwecke der Eheschließung zu beantragen. 
Oft erschließt sich der Sinn solcher Maß-
nahmen überhaupt nicht und oft haben 
Flüchtlinge in der Bundesrepublik nur wenig 
Chancen auf eine legale Perspektive. 

Wer in der Flüchtlingsberatung arbei-
tet, muss also hart im Nehmen sein. Wie 
schaffst du es, diesen Job seit Jahren mit 
so viel Engagement auszufüllen?

Ich bin 1991 eher zufällig in die Flücht-
lingsarbeit geraten. Damals absolvierte 
ich gerade ein Praktikum bei der Auslän-
derbeauftragten der Stadt und die ersten 
Flüchtlinge wurden Potsdam zugeteilt. Mich 
hat von Beginn an diese Arbeit gefesselt, 
die Vielseitigkeit des Arbeitsbereiches, die 
Begegnungen mit den Menschen aus den 
unterschiedlichsten Kulturen. Aber vor 
allem war es wohl das Unrecht und die Un-
gerechtigkeit, die mich angerührt haben.  

Im Interview: Katrin Böhme

Katrin Böhme

Die   41-jährige Sozialarbeiterin leitet seit zehn Jahren die Flüchtlingsbera-tungsstelle des Diakonischen Werkes in Potsdam. Daneben engagiert sie sich in verschiedenen flüchtlingspo-litischen Initiativen und Gremien. So ist Katrin Böhme Mitbegründerin des Brandenburger Flüchtlingsrates, sie wirkte in der Härtefallkommission des Landes mit und wurde vom Aus-länderbeirat der Stadt Potsdam als beratendes Mitglied berufen. 

Flüchtlingen wird in unserem Land mit so 
viel Vorurteilen begegnet, es gibt separate 
Gesetze, die der Ausgrenzung dienen, die 
sozialen Leistungen liegen weit unter dem 
Existenzminimum. Sachleistungen, Heim- 
unterbringung oder Residenzpflicht – das 
sind Begriffe, unter denen viele Deutsche 
sich wenig vorstellen können.

Ich denke, dass es Orte geben muss, wo 
die Menschen eine offene Tür finden, ihnen 
zugehört wird und sie als Menschen gese-
hen werden – mit all den schwierigen Erfah-
rungen, die sie machen mussten, sei es im 
Heimatland, auf der Flucht, durch die Tren-
nung von Angehörigen oder aber eben auch 
hier in Deutschland. Die Gesetze hier sind 
so kompliziert, dass es unbedingt einer Un-
terstützung bedarf. 

Neben den oft schwierigen Erfahrungen in 
unserem Job gibt es aber auch immer wie-
der positive Erlebnisse, die mir Kraft geben. 
Wenn Eltern nach langer Zeit der Trennung 
ihre Kinder wieder- sehen, wenn nach lan-
gen Jahren der Unsicherheit endlich eine 
Aufenthaltserlaubnis erteilt wird, wenn ein 
Auszug aus dem Heim genehmigt wird.  

Oft ist die Rechtslage 

restriktiv und beschränkt 

die Rechte von Flücht-

lingen, ohne dass dafür 

irgendein plausibler Grund 

erkennbar ist.



15

Speziell in Potsdam gab es auch immer 
wieder kleine und große Erfolge in der Ar-
beit. Es gibt ein Klima in der Stadt, das an 
gewissen Punkten Verbesserungen in der 
Lebenssituation von Flüchtlingen ermög- 
lichte und sich deutlich positiv vom Rest 
des Landes abhebt. Genannt sei hier die 
Abschaffung der Sachleistungen, die Unter-
bringungskonzeption, nach der eigentlich 
mehr Flüchtlinge in Wohnungen unterge-
bracht werden sollen, und die Unterstüt-
zung einer Bleiberechtsregelung. 

Es gibt in Potsdam auch viele ehrenamt-
lich Engagierte und einige Initiativen, die 
Flüchtlinge unterstützen. Wichtig für uns 
ist auch, dass wir bei schwierigen Problem-
lagen und humanitären Härtefällen immer 
wieder ein offenes Ohr in der Rathausspit-
ze, sowohl beim Oberbürgermeister Jann 

Jakobs wie auch bei der Beigeordneten 
Elona Müller finden. Auch bei so manchen 
Abgeordneten fanden wir Unterstützung, 
an dieser Stelle auch unser Dank an eure 
Fraktion.

Wie viele Mitarbeiter/innen arbeiten in 
der Flüchtlingsberatungsstelle des DW 
und für welche Personengruppen ist die 
Beratungsstelle zuständig?

Seit Januar 2007 sind wir keine reine 
Flüchtlingsberatungsstelle mehr. Zu un-
serem Beratungsfachdienst zählt seitdem 
auch eine Migrationserstberatungsstelle, 
die für bleibeberechtigte MigrantInnen in 
den ersten drei Jahren nach der Einreise 
Beratung und Unterstützung anbietet. 
Neben den dauerhaft Bleibeberechtigen 
auf der einen Seite und den Asylbewerbern 
und geduldeten Flüchtlingen auf der ande-
ren Seite nehmen noch sehr viele Migran-
tInnen die Beratung in Anspruch, die einen 
befristeten humanitären Aufenthalt haben. 

In der Beratung von Flüchtlingen arbeiten 
wir überregional, wir realisieren neben 
der Arbeit in Potsdam noch wöchentliche 
Sprechstunden in der Stadt Brandenburg 
und in Luckenwalde. Auch Flüchtlinge aus 
dem Landkreis Potsdam-Mittelmark finden 
bei uns Unterstützung. Angefragt sind alle 
möglichen Problematiken, von rechtlichen 
Fragen zum Aufenthalt und Asylverfahren, 
über Fragen zu sozialen Leistungen, Ge-
sundheit, Unterbringung, Wohnung und 
Nachbarschaft, alles was Kinder und Frei-
zeit betrifft und vieles mehr…..

Heimunterbringung oder Residenzpflicht – das sind Begriffe, unter denen viele Deutsche sich wenig vor-stellen können.

Wichtig für uns ist auch, 
dass wir bei schwierigen 
Problemlagen und huma-
nitären Härtefällen immer wieder ein offenes Ohr in 
der Rathausspitze finden.
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Im Moment arbeiten fünf Sozialarbeite-
rinnen in unserer Beratungsstelle, z.T. Teil-
zeit. Die kontinuierliche Finanzierung in un-
serem Arbeitsbereich ist mühsam, die fünf 
Stellen werden aus vier völlig unterschied-
lichen Töpfen getragen. 

In der Flüchtlingsberatung, aber auch 
in der politischen Flüchtlingsarbeit sind 
sehr viele Frauen tätig. Warum ist das 
so?

Tja, diese Frage würde ich gerne an die 
Männer weiter geben. Das ist ja im so-
zialen Bereich ein allgemeines Phänomen. 
In unserer Beratungsstelle haben immer 
hauptsächlich Frauen gearbeitet. Dabei ha-
ben wir bei Neueinstellungen immer wieder 
versucht, männliche Ergänzungen für unser 
Team zu finden. 

Ob es an den mangelnden Aufstiegschan-
cen liegt, an der noch immer niedrigeren 
Entlohnung als in den alten Bundesländern 
oder an den Teilzeitstellen? Ich könnte hier 
nur spekulieren. 

Potsdam hat im Land unter Flüchtlingen 
einen guten Ruf. Viele wollen aus anderen 
Landkreisen gern nach Potsdam verlegt 
werden. Was ist in Potsdam besser als in 
anderen Landkreisen?

Potsdam liegt zentral und ist eine größere 
Stadt, in der man auch schon mal Men-
schen aus dem Heimatland trifft, was in so 
manchen kleinen Örtchen im Lande nicht 
der Fall ist. Die Berlin-Nähe spielt sicher 
auch eine Rolle. 

Außerdem hat Potsdam eine gewisse Vor-
reiterrolle inne, was Flüchtlingspolitik im 
Land Brandenburg betrifft. Potsdam war 
die erste Kommune im Land, die die Sach- 

leistungsgewährung abgeschafft hat (na-
türlich einzelfallbezogen), hier wurde offen 
eine Bleiberechtsregelung unterstützt und 
es wurden mutige Einzelfallentscheidungen 
getroffen. Auch bei der Unterbringung 
von Flüchtlingen gab es gute Ansätze, die 
Heimaufenthalte möglichst zu verkürzen 
– hier spüre ich leider eine Stagnation in 
der Praxis.

Insgesamt wird das Klima in der Stadt 
von den MigrantInnen oft als angenehmer 
empfunden als an anderen Orten Branden-
burgs. Aber auch hier gibt es immer wieder 
Diskriminierungen, Anfeindungen und täg-
liche Angriffe. 

Und wo besteht noch Nachholbedarf?

Flüchtlinge haben durch die Abriegelung 
der europäischen Grenzen kaum noch eine 
Chance, nach Deutschland zu fliehen. Ha-
ben sie Deutschland trotzdem erreichen 
können, werden sie oft in so genannte si-
chere Drittstaaten zurückgeschoben, von 
Brandenburg aus ist das z.B. Polen. Die 
Zahlen der Flüchtlinge, die in Potsdam neu 
untergebracht werden, bewegen sich auf 
einem sehr niedrigen Niveau. Hier würde 
ich mir wünschen, über neue Formen der 
Unterbringung nachzudenken. 

Auch bei der Gewährung von sozialen Leis-
tungen gibt es sicher Handlungsspielräu-
me, die die Lebenssituation von Flüchtlin-
gen positiv verändern können. So gibt es 
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
z.B. einen Paragraphen 1a, der es dem So-
zialamt ermöglicht, Leistungen nochmals 
massiv zu kürzen (die schon davor nur bei 
ca. 65 % der Leistungen von ALG-II-Emp-
fängern liegen), wenn Flüchtlinge selber die 
Gründe zu vertreten haben, dass  aufent-
haltsbeendende  Maßnahmen nicht vollzo-
gen werden können (so der Gesetzestext, 
den ich hier nicht kommentieren möchte). 
Das Potsdamer Sozialamt wendet diesen 
Paragraphen sehr viel häufiger an als alle 
übrigen Landkreise und Kommunen im Land 
Brandenburg. 

Außerdem hat Potsdam 

eine gewisse Vorreiterrolle 

inne, was Flüchtlingspolitik 

im Land Brandenburg be-

trifft.
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Eure Fraktion hat vor Kurzem ja dazu eine 
kleine Anfrage formuliert und nachgefragt, 
warum das so ist. Auf die Antwort bin ich  
gespannt und würde mich freuen, wenn 
eure Anfrage noch mal Anlass für die Ver-
waltung wäre, dieser Thematik nachzuge-
hen. 

Ein Thema, was auch noch ganz oben auf 
meiner Wunschliste wäre, ist die Abschaf-
fung der Residenzpflicht. Ich habe in den 
vielen Jahren meiner Tätigkeit wirklich noch 
niemanden getroffen, der mir auch nur an-
satzweise erklären konnte, welchen Sinn 
diese Regelung haben soll. Sie war und ist 
ansonsten nur aus totalitären Staaten 
bekannt und ist für die Betroffenen sehr 
diskriminierend. Ich bin der Meinung, dass 
damit nicht allein Flüchtlinge diskriminiert 
und stigmatisiert werden, sondern alle 
MigrantInnen, die durch ihre andere Haut-
farbe oder ihr anderes Aussehen auffallen. 
Durch die Residenzpflicht sie sind von Po-
lizeikontrollen betroffen. Der Bevölkerung 
wird durch diese Kontrollen signalisiert, 
MigrantInnen sind eine Bedrohung, Mig-
rantInnen sind kriminell. Dieses Gesetz ist 
einfach skandalös. 

Im letzten Jahr gab es in Potsdam mal kurz 
die Hoffnung, dass zum Thema Residenz-
pflicht nach Lösungen gesucht wird, die 
Situation für die betroffenen Flüchtlinge zu 
erleichtern. Leider ist das wieder im Sande 
verlaufen. Vorschläge, die wir dem Ober-
bürgermeister unterbreitet hatten, wur-
den nicht aufgegriffen. Hier müssten wir 
alle miteinander noch mal neu Anlauf neh-
men und es sowohl auf kommunaler aber 
auch auf bundespolitischer Ebene themati-
sieren. Die im Mai in Brandenburg stattfin-

dende Innenministerkonferenz könnte dafür 
ein guter Anlass sein.

In den letzten Jahren wurden in der deut-
schen Flüchtlingspolitik gravierende Feh-
ler gemacht. Jahrzehntelang und eigent-
lich noch heute lehnen die Behörden die 
Integration von Asylbewerber/innen ab. 
Dem liegt die Annahme zugrunde, dass 
das Asylverfahren eine kurze Zeitspanne 
in Anspruch nimmt, in der sich entschei-
det, ob Flüchtlinge dauerhaft hier leben 
werden oder nicht. Solange dies nicht 
sicher ist, wird die Integration verwei-
gert, leben Flüchtlinge in Heimen, dürfen 
nicht arbeiten und sollen eigentlich nur 
das Asylverfahren abwarten. Ist dieser 
Ansatz überhaupt realistisch? 

Der ist für mich weder realistisch noch 
akzeptabel. Nach meinen Erfahrungen 
bleibt ein Großteil der Flüchtlinge über viele 
Jahre in Deutschland, entweder weil sich 
die Bedrohungssituation im Heimatland 
nicht ändert, wegen langer Asylverfahren 
oder sie leben über lange Jahre geduldet, 
wenn Abschiebungen in Heimatländer aus 
unterschiedlichsten Gründen nicht mög-
lich oder zumutbar sind. Es gibt merk-
würdigerweise keine Statistik darüber, 
wie viele Flüchtlinge z.B. durch Gerichts-
entscheidungen doch noch einen Aufent-
halt bekommen, auch wenn das Bundes-
amt den Asylantrag abgelehnt hat, auch 
nicht darüber, wieviele Flüchtlinge aus 
humanitären Gründen bleiben oder aber 
durch Heirat oder Geburt eines Kindes.

Ich habe Schätzungen gehört, die ge-
hen davon aus, das ca. 50 %  der Men-
schen auf Dauer in Deutschland bleiben. 
Diese Zahlen decken sich durchaus mit 
meinen Erfahrungen aus der Praxis. Aber 
in der Politik ist das Thema tabu. Hier wird 
immer wieder davon ausgegangen, dass 
Flüchtlinge nicht bleiben, also müssen auch 
keine Integrationsangebote gemacht wer-
den. Im Gegenteil, durch Heimunterbrin-
gung, Sachleistungen, Residenzpflicht ect. 
macht man ihnen das Leben so schwer wie 

Ich bin der Meinung, dass 

damit nicht allein Flücht-

linge diskriminiert und 

stigmatisiert werden, son-

dern alle MigrantInnen, die 

durch ihre andere Hautfar-

be oder ihr anderes Ausse-

hen auffallen.
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möglich, in der Hoffnung, sie gehen freiwillig. 
Ich denke, das hat für das gesellschaft-
liche Klima lang anhaltende Folgen. Wie 
soll man Menschen, die fünf bis zehn Jahre 
lang  ausgegrenzt gelebt haben, glaubwür-
dig vermitteln, dass sie nach Erhalt eines 
Aufenthaltes plötzlich willkommen sind. Ich 
stelle mir oft vor, wie es wohl einem Flücht-
ling geht, der z.B. schon acht Jahre in 
einem Heim im Wald lebt, dessen Anträge 
auf Wohnungsunterbringung alle abgelehnt 
wurden, der nicht arbeiten darf, keinen 
Deutschkurs besuchen kann und Sachleis-
tungen erhält, wenn er Politiker unseres 
Landes im Fernsehen sieht, die davon re-
den, dass die MigrantInnen sich integrieren 
müssen und ihren Beitrag dazu zu leisten 
haben….

Zum Thema Integration muss ich an die-
ser Stelle noch positiv erwähnen, dass im 
momentan entstehenden Potsdamer Inte-
grationskonzept die Gruppe der Flüchtlinge 
auch als Zielgruppe aufgenommen ist. An-
dere Kommunen und auch das Land Bran-
denburg behandeln sie dahingegen immer 
noch nur als Randgruppe oder gar nicht. 
Ich sehe den Potsdamer Weg als Chance 
an, auch wenn die Integrationskonzepti-
on natürlich erst noch umgesetzt werden 
muss. 

Wie kann die Arbeit der Flüchtlingsbera-
tung politisch unterstützt werden?

Eure Fraktion hat sich schon in einigen Be-
reichen für die Verbesserung der Lebens-
situation von Flüchtlingen eingesetzt, z.B.  
bei der Diskussion um Sachleistungen und 
Unterbringung. Auch in Einzelfällen haben 
Flüchtlinge bei euch ein offenes Ohr gefun-
den. Ich erinnere mich mit Schmunzeln an 
euren etwas unkonventionellen Antrag, den 
ihr im Fall einer palästinensischen Familie 
in der Stadtverordnetenversammlung ge-
stellt und damit erreicht habt, dass eine 
jahrelange Trennung eines Familienvaters 
von Frau und Kindern endlich beendet wur-
de. 

Solange die Sondergesetze für und die 
Schlechterbehandlung von Flüchtlingen in 
Deutschland nicht abgeschafft sind, sehe 
ich noch viel Bedarf an politischem Engage-
ment, gerne auch parteiübergreifend.

Kontakt:
Diakonisches Werk Potsdam e.V.
Flüchtingsberatungstelle
Mauerstraße 2
14469 Potsdam

Tel.: 0331 -200 83 81
Fax. 0331 - 200 83 82
eMail: k.boehme@dwpotsdam.de

Im Gegenteil, durch Heim-unterbringung, Sachleis-tungen, Residenzpflicht ect. macht man ihnen das Leben so schwer wie möglich, in der Hoffnung, sie gehen  freiwillig.

Residenzpflicht 

Die Residenzpflicht nach dem deut-
schen Asylverfahrensgesetz ist eine 
Vorschrift, die es einem Menschen 
verbietet, den jeweils zugewiesenen 
Bezirk der Ausländerbehörde zu ver-
lassen. Das Übertreten der Grenze 
des Bezirks der Ausländerbehörde  
bedroht der deutsche Staat mit einer 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr. 



19

Seit 1982 sieht das Asylverfahrensgesetz 
die vorrangige Unterbringung von Flücht-
lingen in so genannten Übergangswohnhei-
men vor. Nach der Asylantragstellung in 
der Erstaufnahmeeinrichtung eines Bundes-
landes werden Flüchtlinge nach einer Quote 
auf die verschiedenen Landkreise verteilt. In 
den einzelnen Landkreisen werden die Flücht-
linge vorrangig in Heimen untergebracht. 
Für die Dauer des Asylverfahrens, das sich 
teilweise über Jahre erstreckt, sind Flücht-
linge gezwungen, in diesen Heimen zu leben. 
Bekommen Flüchtlinge nach Abschluss des 
Verfahrens keinen positiven Bescheid, son-
dern lediglich eine Duldung, so müssen sie 
in dem Heim wohnen bleiben – wie lange, ist 
unklar.

Das Flüchtlingsheim der Stadt Potsdam 
befindet sich im Potsdamer Norden: Am 
Lerchensteig, acht Kilometer außerhalb des 
Stadtzentrums, umgeben von idyllisch an-
mutenden Feldern, direkt neben einer Klär-
anlage gelegen.

Dieser exponierten Lage und der ungenü-
genden Anbindung an den öffentlichen Ver-
kehr verdanken die Flüchtlinge lange Wege 
für ihre alltäglichen Aktivitäten: Behörden-
gänge, Einkaufen, Deutschkurse, Schule, 
Kindergarten. Die Lage des Lagers und so-
mit das Angewiesensein auf den Bus trifft 
Flüchtlinge zudem auch finanziell. Monatlich 
stehen ihnen ca. 70 % der Leistungen eines 
Hartz-IV-Empfängers zur Verfügung. Somit 
muss jede Busfahrt in die Stadt, egal ob 
zum Einkaufen oder zur Behörde, gründlich 
kalkuliert werden. Der momentane Standort 

des Lagers behindert die Flüchtlinge nicht 
nur bei der Bewältigung ihres Alltags, son-
dern (ver)hindert auch die Kontaktaufnahme 
zwischen Flüchtlingen und PotsdamerInnen. 
Die viel beschworene Integration in unserer 
„Farbebekennenden“ Stadt lässt sich in un-
seren Augen momentan nur mühsam ver-
wirklichen. Am vormals zweiten Standort in 
der Kirschallee ist deutlich geworden, dass 
eine innenstadtnähere Unterbringung die 
Teilhabe am städtischen Leben wesentlich 
erleichtert. Es ergaben sich viele Kontakte 
zu PotsdamerInnen – die Grundlage für In-
tegration.

Da drängt sich die Frage auf, ob Integration 
wirklich gewollt ist.

Im Juni diesen Jahres wird uns die Stadt 
diese Frage beantworten: Der Vertrag des 
jetzigen Heimbetreibers läuft aus und so 
bietet sich die Chance, tatsächlich Farbe zu 
bekennen und die Flüchtlinge in der Stadt le-
ben zu lassen. 

Der bisherige Verlauf des Ausschreibungs-
verfahrens und der von der Stadtverwal-
tung gewünschte Inhalt werfen jedoch dun-
kle Schatten voraus, denn sie begünstigen 
eindeutig den jetzigen Träger und damit den 
Standort Lerchensteig. Die Flüchtlinge wür-
den damit zu mindestens fünf weiteren Jah-
ren im gesellschaftlichen Abseits verurteilt 
werden.

Für die Dauer des Asylver-fahrens, das sich teilweise über Jahre erstreckt, sind Flüchtlinge gezwungen, in diesen Heimen zu leben.

Rote Karte für die Integrationspolitik!?

Der momentane Standort 

des Lagers behindert die 

Flüchtlinge nicht nur bei 

der Bewältigung ihres All-

tags, sondern (ver)hindert 

auch die Kontaktaufnahme 

zwischen Flüchtlingen und 

PotsdamerInnen. 
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Wir wollen das nicht hinnehmen! Daher 
haben wir zusammen mit anderen Initiati-
ven und engagierten PotsdamerInnen eine 
Postkartenaktion gestartet, die unseren 
Protest gegen die jetzige Situation zum 
Ausdruck bringt und die Stadt auffordert, 
integrationspolitisch sinnvolle Alternativen 
zum bisherigen Standort zu finden. 

Mit der Unterbringung von lange hier le-
benden Flüchtlingen in Wohnungen hat die 
Stadt bereits ein Zeichen gesetzt. Wir 
wollen erreichen, dass diese Politik weiter 
betrieben und ausgebaut wird! 

Wenn Sie die Aktion unterstützen wollen, 
dann halten Sie in den nächsten Wochen 
die Augen nach den Protestkarten auf, 
u. a. werden sie in der Teestube Madia und 
im Büro der Fraktion Die Anderen zu finden 
sein.

Mathilda Bunt
für die Initiative für Begegnung
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„Gewoba hat saniert, doch jeder dritte 
Mieter kann oder will sich neue Miete nicht 
leisten“ – so konnte man es Anfang Februar 
in der Potsdamer Presse lesen.

4,7 Millionen Euro hat die GEWOBA in Ba-
belsberg angeblich für die Sanierung von 
100 Wohnungen in der Grünstrasse aus-
gegeben. Die Miete stieg in einem Beispiel 
von 3,20 € auf 6,40 €.

Nun sollte man wissen, dass eine Sanierung 
eine Wohnung zunächst gar nicht teurer 
machen kann. Eine vom Geschäftsführer 
des Babelsberger Mietervereins in einem 
Artikel genannte „Sanierungsumlage“ gibt 
es gar nicht.

Sanierung oder Modernisierung? Sanieren 
heißt die Wohnung und das Haus reparie-
ren. Dafür, dass sich das Haus durch jah-
relangen Gebrauch abnutzt, dafür zahlen 
Mieter eben Miete. 

Wird also bspw. das Dach vom Vermieter 
neu gedeckt oder im Bad die alte gegen 
eine neue Badewanne getauscht, so ist das 
eine Sanierung/Reparatur und ist bereits 
mit der Miete bezahlt. Würde nun eine 
„Sanierungsumlage“ verlangt, so würden 
die Mieter die Sanierung/Reparatur doppelt 
bezahlen.

Wenn die Mieten wie in dem angeführten 
Fall auf das Doppelte steigen, dann war es 
also keine Sanierung, sondern eine Moder-
nisierung. Die Kosten aller Maßnahmen des 

Vermieters, die eine Modernisierung der 
Wohnung darstellen, dürfen auf die Miete 
umgelegt werden.Weil eine Modernisierung 
die Wohnkosten erhöht, muss der Vermie-
ter seinen Mieter sogar um Zustimmung 
dazu bitten. Dass die Mieter in der Grün-
strasse nun statt 3,20€ je m² 6.40€ je m² 
bezahlen, liegt an den Modernisierungen, 
denen sie wohl auch zugestimmt haben. Die 
Mieterhöhung oder Modernisierungsumlage 
muss vom Vermieter genau aufgeschlüs-
selt und begründet werden. Sanierungs-
kosten müssen von Modernisierungskosten 
abgezogen werden. Das bedeutet bspw., 
wenn ich mir statt einer neuen Badewanne 
nur eine Duschkabine einbauen lasse, dann 
müssen die Kosten für eine neue Badewan-
ne von den Kosten der Dusche abgezogen 
werden.

Doch auch die Sanierung berechtigt den 
Vermieter zu einer Mieterhöhung in dem 
vom aktuellen Mietspiegel gesteckten Rah-
men. Doch darf diese Erhöhung nach dem 
aktuellen Mietrecht nur 20 % innerhalb von 
drei Jahren betragen. Bei 3,20 € wären 
das 0,64 € gewesen.

Modernisierung kann man sich aussuchen, 
Sanierung nicht? Ganz so einfach ist es 
leider auch nicht. Bestimmte Moderni-
sierungen müssen Mieter auch erdulden. 
Dazu gehört der gesamte Bereich, der zur 
Einsparung von Heizenergie beiträgt – also 
Wärmedämmung und neue Heizanlagen.

Die GEWOBA saniert nicht

Die Mieterhöhung oder  

Modernisierungsumlage 

muss vom Vermieter genau 

aufgeschlüsselt und begrün-

det werden. Sanierungskos-

ten müssen von Moderni-

sierungskosten abgezogen 

werden.

Für alle, denen also eine 

Sanierung angekündigt 

wird, heißt es, ganz genau 

zu gucken, was eigentlich 

geplant ist.
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Der Kommunale Immobilienservice (Kis) will 
bis 2011 rund 26 Millionen Euro jeweils 
hälftig ausgeben, „um den enormen Sanie-
rungsstau an Kitas und Schulen abzubau-
en“. Von den exakt 26,159 Millionen Euro 
sind lediglich 14,159 Millionen für Sanie-
rungen gedacht. Der Rest wird in Brand-
schutzmaßnahmen und die Sicherheit der 
Einrichtungen gesteckt.

Maßnahmen, die der Erfüllung bestehender 
Brandschutzvorschriften dienen, haben we-
nig bis gar nichts mit einer Sanierung einer 
Kita oder Schule zu tun. Undichte Fenster, 
marode Rohrleitungen, kaputte Dächer, 
bröckelnder Putz bleiben auch bei Erfüllung 
geltender Brandschutzvorschriften als 
Problem bestehen.

In den nächsten vier Jahren stehen also 
pro Jahr durchschnittlich 1,75 Mio für die 
Sanierung von Kitas bereit. Dabei ist zu 
berücksichtigen, dass ein Großteil der mit 
diesem Geld durchgeführten, tröpfchen-
weisen Sanierungsmaßnahmen erfahrungs-
gemäß den Sanierungszustand einer Kita 
nicht nachhaltig verbessern. Das Malern 
von Treppenhäusern und Fassaden, das 
Abdichten altersschwacher Fenster, das 

stückchenweise Verlegen von neuen Fußbo-
denbelägen und insbesondere die häufigen 
Notreparaturen kosten zwar viel Geld, nüt-
zen aber nichts, wenn eine Grundsanierung 
überfällig ist. Im Rahmen einer Grundsanie-
rung hat derlei Flickwerk keinen Bestand. 

Es ist mir schleierhaft, wie unter diesen 
Umständen vom Abbau des Sanierungs-
staus gesprochen wird, wo doch das Ge-
genteil richtig ist. Der Sanierungsstau an 
Kitas – und wahrscheinlich wohl auch der an 
Schulen – vergrößert sich von Jahr zu Jahr. 
Wird in diesem Tempo weiter saniert, sind 
die bis 2011 sanierten vier Kitas bereits 
wieder sanierungsbedürftig, ohne dass die 
letzte schon heute sanierungsbedürftige 
Kita bis dahin saniert wäre. 

Fakt ist, die GEWOBA hat die Wohnungen 
in der Grünstrasse nicht nur saniert, sie 
hat hier offenbar auch ordentlich moderni-
siert. Für alle, denen also eine Sanierung 
angekündigt wird, heißt es, ganz genau zu 
gucken, was eigentlich geplant ist und sich 
rechtzeitig beraten zu lassen, welche Mo-
dernisierungen letztlich zugelassen werden 
müssen und welchen man sich verweigern 
kann.

Da die GEWOBA wie so viele städtische Ge-
sellschaften sich immer mehr der demokra-
tischen Kontrolle durch die Bürgerschaft 
entzieht, wird sich auch in Zukunft an der 
„Sanierungspolitik“ wenig ändern.

 
Jan Wendt

(2001 Sanierung überstanden,  
Modernisierung erfolgreich abgewehrt)

Der Sanierungsstau an Kitas – und wahrscheinlich wohl auch der an Schulen –vergrößert sich  von Jahr zu Jahr.

Sanierungsstau
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Ähnlich sieht es bei der Sanierung der 
Schulen aus. Inzwischen werden Sanie-
rungsmaßnahmen mit Krediten finanziert, 
die über mehr als 40 (!!!) Jahre zurückge-
zahlt werden. Können Sie sich vorstel-
len, wie eine heute sanierte Schule in 40 
Jahren ohne weitere Sanierung ausseh-
en wird? 

Die.Linke hat ihre Stimmen für 
das Stadtschloss an verschie-
dene Bedingungen geknüpft. Ge-
rade die Sanierung von Kitas und 
Schulen war eine der zentralen 
Forderungen. Wäre die Fraktion 
bei ihrem Nein zum Schloss ge-
blieben, hätten der Stadtkasse 
einige Millionen mehr für den 
Abbau des Sanierungsstaus 
zur Verfügung gestanden. 

Björn Trauer

Als Wolfram Meyerhöfer, der für Die An-
dere im Beirat Potsdamer Mitte sitzt, 
Infrastrukturminister Dellmann bei der 
Übergabe der Fördermittelbescheide für 
die Trambrücke fragte, wie denn die Ent-
scheidung zur Förderung gefallen sei, bot 
der Minister mit großer Geste an, doch ein-
fach in seinem Büro die Akten anzusehen. 
Natürlich nahmen wir dieses Angebot gern 
an. Nach einigen Wochen konnten wir die 
Akten durchsehen und baten noch um eine 
Reihe von Kopien. Als diese schließlich eintru-
delten, staunten wir, dass eine Rechnung von 
365,- beilag. Wir schickten Herrn Dellmann 
einen Widerspruch und erinnerten ihn, dass er 
doch die Akteneinsicht selbst angeboten habe. 
Wenig später forderte die Landeshauptkasse 
die Stadtverwaltung auf, das Geld zwangsweise 
einzutreiben. Unser Widerspruch ist bis heute 
nicht beantwortet.

In der März-Sitzung der StVV erregten sich ins-
besondere Grüne und SPD über die Praxis der 
Fraktion Die.Linke, ihre Anträge ohne Inhalt in das 
elektronische Ratsinformationssystem einzustellen 
und ihren Anliegen durch die automatische Numerie-
rung gute Plätze auf der Tagesordnung zu sichern. 
Ein ähnliches Prinzip wendet auch die Stadtverwal-
tung seit Jahren an. Oft fehlen in Anträgen zur Wahl 
schlichtweg die Namen derer, die gewählt werden sol-
len. Mitunter erfahren die Stadtverordneten erst per 
Tischvorlage, wen der Oberbürgermeister ins Rennen 
schickt. 

Das Wort 

des Ministers

Platzhalter
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Wenn man mit Mathematik die Realität be-
schreiben möchte, dann geht es im Grunde 
nie ums Rechnen. Nur ganz selten findet 
man – wie im ersten der manipulierten 
Gutachten des Büros FGS zur Trambrücke 
– wirklich einen Rechenfehler. Der wurde in 
der letzten Ausgabe der Fraktionszeitung 
vorgestellt.

Nein, wenn man mit Mathematik die Reali-
tät beschreiben möchte, dann geht es vor-
rangig um Modellierungen, also darum, wie 
man die Realität in ein „mathematisches 
Modell“ umsetzt, und wie man dann hinter-
her das mathematische Resultat interpre-
tiert. Mathematikunterricht soll eigentlich 
dazu befähigen, solche Modellierungen und 
Interpretationen kritisch zu befragen, da-
mit wir uns als Staatsbürger ein Urteil 
über die Sinnhaftigkeit diverser „Berech-
nungen“ machen können:

Hasso Plattner hat 20 Millionen Euro dafür 
gespendet, dass vor den Landtagsbau am 
Alten Markt eine Attrappe der historischen 
Stadtschloss-Fassade gehängt werden 
kann. Matthias Platzeck hat dies in altbe-
währter Manier mit ihm ausgeklügelt.

Plattner hat nicht mitgeteilt, wie viel von 
den 20 Millionen er zurückbekommt, weil 
er die Spende von der Steuer absetzen 
kann. Er scheint auch nicht zu wissen, 
dass im Dach des Gebäudes Bürofenster 

sein werden, so dass die Rhythmisierung 
des historischen Gebäudes ohnehin zer-
stört sein wird: Das Schloss hatte ein 
vollständig geschlossenes Dach. Rund um 
die Frauenkirche in Dresden kann man sehr 
schön beobachten, wie architektonische 
Harmonie zerstört wird, wenn zwar his-
torische Fassaden belassen oder nach-
gebaut werden, jedoch gleichzeitig die auf 
ein geschlossenes Dach zugeschnittenen 
baulichen Rhythmen durch Dachfenster 
zerstört werden. Hier wird für Potsdams 
Mitte Hässlichkeit erzwungen.

Plattner und Platzeck scheint auch wenig 
zu stören, dass der Brandenburger Land-
tag kein eigenes Gesicht bauen kann: Archi-
tektur ist immer gebaute Selbstdefinition. 
Das Brandenburger Parlament verweigert 
eine eigene Selbstdefinition, es setzt als 
eigenes gebautes Gesicht die Kopie eines 
Gebäudes, in dem Demokraten bestenfalls 
verachtet wurden.

Das „mathematisch Bemerkenswerte“ ist 
aber, dass Plattner laut Presseberich-
ten sagte: Ein Landtag in Form des alten 
Schlosses solle nicht am Geld scheitern, 
wenn die Potsdamer das wollen. Ja richtig: 
… wenn die Potsdamer das wollen.

Eine seltsame Prämisse. Die Potsdamer 
im Umfeld von Herrn Platzeck wollen das 
vielleicht und sei es um ihre Karrieren 
nicht zu gefährden. Aber die Potsdamer? 
Die haben einen Landtag in Form des al-
ten Schlosses eindeutig abgelehnt, und 
zwar doppelt: Es gab eine städtische Be-
fragung, die von PDS und SPD eigens so 
konstruiert und durchgepeitscht wurde, 
dass die Bürger kaum für etwas anderes 
als das Schloss stimmen konnten und dass 
nur die Schlossbefürworter überhaupt ihre 

Die kleine Rechenecke

Hasso Plattner hat 20 Millionen Euro dafür ge-spendet, dass vor den Landtagsbau am Alten Markt eine Attrappe der historischen Stadt-schloss-Fassade gehängt werden kann.

Hier wird für Potsdams 

Mitte Hässlichkeit erzwun-

gen.

Wer ist das eigentlich: 

Die Potsdamer?
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Argumente an den Bürger herantragen 
konnten. Trotzdem haben nur 42,8 % für 
das Schloss gestimmt, 0,8 % haben keine 
Angaben gemacht. Die „restlichen“ 56,4 
% der teilnehmenden Bürger (100 minus 
43,6) waren nicht für das Schloss.

In der begleitenden Befragung der Fraktion 
Die Andere wollten 34,8 % der Teilnehmer, 
dass „die Bebauung genau auf dem Grund-
riss des früheren Stadtschlosses erfolgen“ 
soll, 59,4 % wollten eine „Bebauung unab-
hängig vom Grundriss des früheren Stadt-
schlosses“, 5,8 % der Teilnehmer haben 
keine der Optionen gewählt. Falls auf dem 
Grundriss des Stadtschlosses gebaut wer-
den sollte, wünschten 39,3 % der Teilneh-
mer, dass sich „die Bebauung streng an die 
Form des früheren Stadtschlosses halten“ 
soll. Von diesen 39,3 % kann man anneh-
men, dass viele von ihnen auch die Schloss-
fassade wünscht.

Die Befragung der Fraktion Die Andere hat-
te erheblich weniger Teilnehmer (1.330) als 
die städtische Befragung (56.473). Das 
lag zum einen daran, dass der PDS-Frakti-
onschef Scharfenberg uns bis zum letzten 
Moment über die tendenziös gestaltete Be-
fragungsart belogen hat (anders kann man 
das leider nicht sagen, er tat so, als ob er 
unsere Fragen in die städtische Befragung 
einbringen würde) und wir es so nicht mehr 
geschafft haben, unsere Befragung gleich-
zeitig mit den städtischen Unterlagen in 
die Haushalte zu verteilen. 

Viele Bürger hatten deshalb ihre Befra-
gungsunterlagen bereits an die Stadt ge-
schickt, als unsere Unterlagen bei ihnen 
eintrafen. Sicherlich wollten manche Leute 
uns auch nicht durch Teilnahme scheinbar 
unterstützen und mancher nimmt eine sol-
che Zweitbefragung sicherlich auch nicht 
ernst. Insofern spiegeln „unsere“ 34,8 % 
Schlossgrundstückbefürworter sicherlich 
die Realität schlechter als die 42,8 % der 
Stadt, sind also ein weniger adäquates Mo-
dell der Realität. Das ändert aber nichts 
daran, dass Mehrheiten in unserem Kultur-
kreis jenseits der 50 % gesehen werden. 
PDS und SPD haben die 56,4 % Schlossab-
lehnung durch die Fragestellung aufgesplit-
tet und den Bürgern verwehrt, direkt auf 
die Kernfrage zu antworten: Wollen Pots-
dams Bürger einen Schlossnachbau?

Mathematisch gesprochen: PDS und SPD 
wussten, dass sie keine absolute Mehr-
heit für einen Schlossnachbau finden. Also 
haben sie ein mathematisches Modell ge-
sucht, bei dem eine relative Mehrheit für 
den Schlossnachbau rauskommen musste: 
Sie haben die Nichtbefürworter einfach 
gezwungen, ihre Stimmen auf scheinalter-
native Standorte aufzuteilen, die unsinnig 
gewählt und nie durchdacht worden waren. 
Die chancenreichsten Alternativen (Ver-
bleib auf dem Brauhausberg und Neubau am 
Alten Markt außerhalb des Schlossgrund-
risses) wurden nicht zur Wahl gestellt. 
Trotzdem haben sich die an der Befragung 
teilnehmenden Potsdamer eindeutig gegen 
das Schloss entschieden. Herr Plattners 
Prämisse stimmt also nicht. Er kann seine 
20 Millionen für etwas anderes verwenden.

Wolfram Meyerhöfer 

In der begleitenden Be-

fragung der Fraktion Die 

Andere wollten 34,8 % 

der Teilnehmer, dass „die 

Bebauung genau auf dem 

Grundriss des früheren 

Stadtschlosses erfolgen“ 

soll, 59,4 % wollten eine 

„Bebauung unabhängig vom 

Grundriss des früheren 

Stadtschlosses“.
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Die Vorstellung, irgend eine unaufschieb-
bare Angelegenheit auf dem ‚Amt‘ erledi-
gen zu müssen, wird wahrscheinlich von 
den meisten Menschen mit einem nega-
tiven Gefühl antizipiert. Es ist wohl dem 
Expertentum des versachlichten Beamten, 
welches gleichermaßen gefühllos, arrogant 
wie anmaßend interpretiert wird, zuzurech-
nen, dass sich mit dem Behördengang Ge-
fühle von Minderwertigkeit, Unterlegenheit 
bis Vermeidungsangst einstellen können.

Dabei weist der berühmte Soziologe Max 
Weber zurecht darauf hin, dass Bürokra-
tie, wie sie sich im Verwaltungshandeln ob-
jektiviert, die „formal rationalste Form der 
Herrschaftsausübung darstellt“. Sie übt 
Herrschaft nicht mehr kraft der Autorität 
von Personen über Personen, sondern kraft 
Wissen, Fachwissen und Dienstwissen; und 
sie bringt eben dadurch ein Ausmaß an Kal-
kulierbarkeit zustande, wie es der früheren 
Honoratiorenverwaltung nicht eignete.

Bürokratie ging historisch der Demokratie 
voraus – man könnte sogar sagen, sie schuf 
eine der Grundlagen für demokratisches 
Handeln der gesellschaftlichen Akteure.

Soviel zur Theorie – inwieweit bürokra-
tisches Handeln heute, und zwar in Pots-
dam, ihrem demokratischen Auftrag, den 
Bürger kompetent zu beraten, nachkommt 
und Bürgernähe produziert statt o.g. ne-
gative Befindlichkeiten heraufzubeschwö-
ren, ist daher die praktische Frage.

Grund genug, die Hartz-IV-Umsetzung in 
der PAGA Berufsagentur für Arbeit mit 
arbeitslosen Jugendlichen (unter 25 Jah-

re) in Potsdam in Augenschein zu nehmen. 
Immerhin hat die PAGA eine eigene Spezial-
abteilung geschaffen, die sich dieses ‚Pro-
blems‘ in besonderer Weise annimmt.Um 
uns einen Einblick in die problemorientierte 
Arbeitsweise der Abteilung zu verschaffen, 

	 veranstalteten wir Anfang Oktober 
2007 eine PAGA-Sprechstunde für Ju-
gendliche,

	 bestellten wir die PAGA in der Okto-
bersitzung in den Sozialausschuss und im 
November 2007  in den Jugendhilfeaus-
schuss, 

	 nahmen wir die Einladung der PAGA 
zu einem Gesprächstermin in deren Hause 
wahr.

Unsere Ausgangsüberlegung sah wie folgt 
aus:

Wenn wir Jugend (gemäß Helmut Schelsky) 
als die Verhaltensphase des Menschen be-
zeichnen, in der er nicht mehr die Rolle des 
Kindes spielt und in der er noch nicht die 
Rolle des Erwachsenen als vollgültiger Trä-
ger der sozialen Institutionen, also z.B. der 
Familie, der Öffentlichkeit und politischen 
Ordnung, der Rechts- und Wirtschafts-
ordnung usw. übernommen hat, ist sie ins-
besondere  im Falle des arbeitslosen bzw. 
–suchenden Jugendlichen gekennzeichnet 
durch

	 ein tendenziell geringeres Selbstwert-
gefühl als bei Erwachsenen,

	 weniger Arbeits- als Ausbildungserfah-
rung,

	 eine prinzipiell noch nicht gefestigte 
Haltung zur Kontinuität,

	 den einen oder anderen jugendty-
pischen Biographiebruch.

Immerhin hat die PAGA da 

eine eigene Spezialabtei-

lung geschaffen, die sich 

dieses ‚Problems‘ in be-

sonderer Weise annimmt.

Die PAGA zu Gast bei Freunden
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Gerade deshalb erwarteten wir von der 
PAGA-Abteilung, die sich der Jugendlichen 
speziell annimmt, dass 

	 ein(e) Sachbearbeiter(in) entlang der 
gesamten Bearbeitung eines Jugendlichen 
zuständig ist, inklusive beim ersten Ge-
spräch der Antragsannahme, 

	 dass die Stärkeprofile Jugendlicher 
ermittelt werden und bei MAE Angeboten 
Berücksichtigung finden,

	 dass bei MAE Angeboten seitens der 
Sachbearbeiter(in) persönlich angefragt 
wird und vorher (wenn möglich)  im Büro 
eine persönliche Abstimmung stattfindet,

	 dass das entwürdigende Sanktionsin-
strument der Lebensmittelgutscheine aus 
behördlicher Sicht kritisch gesehen und 
hinterfragt wird. 

Die von uns ermittelten Ergebnisse spre-
chen dagegen für sich selbst:

	 Jugendliche treffen in der PAGA auf 
eine Zuständigkeitsvielfalt: Empfang/For-
mularwesen/Sachbearbeitung/Leistungsab-
teilung/Fallmanagement/MAE Vermittlung,

	 Zum Ausfüllen der 16-seitigen An-
tragsformulare werden sie verpflichtend 
zu einem externen Dienstleister geschickt, 
der ein Bewerbungstraining durchführt,

	 MAE-Vermittlung geschieht schriftlich 
ohne Berücksichtigung von Stärkeprofilen,

	 keine hinreichende persönliche Aufklä-
rung über Rechtsmittel bei Ablehnungsbe-
scheiden.

Die Konfrontation des PAGA-Chefs Herrn 
Thomann auf die vorgenannten Beschwer-
depunkte in den o.g. Ausschüssen war be-
zeichnend:

So hält er das Instrument der Lebensmit-
telgutscheine für „eine Nettigkeit des Ge-
setzes“. Denn man „kürze die Geldleistung 
und fange sie mit Gutscheinen wieder auf“. 
Der 16-seitige Fragebogen sei „ein Teil 
der modernen Lebenswelt und Jugendliche 
müssen damit klar kommen“. Es gebe „au-
ßerdem viel zu wenig Sanktionen und es sei 
sehr schwer den Jugendlichen hinterher zu 
steigen“ (MAZ 18.10.07) 

Die Jugendlichen werden außerdem von 
einem Mitarbeiter der Leistungsabteilung 
und dem Fallmanager betreut; die stellver-
tretende Geschäftsführerin Frau Gudrun 
Sudau vertrat explizit den Standpunkt, 
dass „man an dieser Struktur nichts än-
dern werde.“ ( MAZ 25.10.07)

Immerhin stellte PAGA Chef Thomann in 
Aussicht, die Zufriedenheit ihrer Kunden 
über das Institut für Management und Or-
ganisation der Uni Potsdam Anfang dieses 
Jahres zu ermitteln. (MAZ 18.10.) Außer-
dem erklärte er, dass sich die PAGA in Be-
zug auf das Jugendkonzept in einer Neu-
orientierung befinde. Am 27. März 08 ist 
er zur Vorstellung derselben im Jugendhil-
feausschuss erneut geladen (Protokoll Ju-
gendhilfeausschuss).

Fazit:
Der erzwungene öffentliche Auftritt der 
PAGA zeitigt hoffentlich positive Folgen 
für die Zielgruppe der Jugendlichen. Ob die 
Neukonzeption sich allerdings an den von 
uns gewünschten Bedarfen orientiert, ist 
fraglich. Schließlich hat der Paradigmen-
wechsel vom Versorgungs- auf den Leis-
tungsstaat längst stattgefunden und wird 
von den führenden Potsdamer PAGA Büro-
kraten stringent durchgesetzt.

Gregor Voehse, Mitglied im Jugendhilfeaus-
schuss Potsdam

Zum Ausfüllen der 16-sei-tigen Antragsformulare werden sie verpflichtend zu einem externen Dienstlei-ster geschickt, der ein Be-werbungstraining absolviert
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Auch heute möchten wir der Leserschaft 
ein ganz besonderes Verbot vorstellen. 
Das Füttern freilebender Tauben und an-
derer Wildtiere gilt anderenorts als mild-
tätige Geste und wird von Touristen und 
Einwohnerinnen, Rentnerinnen und Kindern, 
mitunter sogar Großeltern mit Enkelkindern 
gleichermaßen gern praktiziert. In Potsdam 
wird derart humanistisches Gedusel durch 
§ 4 III der Stadtordnung verboten und in § 
16 I Nr. 9 dieses toleranz- und identifika-
tionsstiftenden Zentralwerkes des Potsda-
mer Zusammenlebens als Ordnungswidrig-
keit unter Strafe gestellt. Die Einordnung

unter § 4 nennt die Hintergründe 
schonungslos, denn § 4 fasst alles zusam-
men, was unter das Verunreinigungs-
verbot fällt. Unsere preußische Garni-
sonstadt hat die deutsche Tradition, 
nach der Unerwünschtes als Unrat, 
Schmutz oder Krankheit qualifiziert wird, 
auch in die Stadtordnung gerettet. 

Potsdams schönste Verbote

Heute: Vogelhaus und  

Meisenring

Potsdam ist die Stadt der Verbote. Der Dreiklang von Stadtverwaltung, Polizei und 
Schlösserstiftung verblüfft immer wieder mit der Ahndung von Delikten, von deren Exis-
tenz wir bislang nicht einmal eine Ahnung hatten. Obwohl die Betroffenen oft wenig Ver-
ständnis aufbringen, nimmt das Verbot einen zentralen Platz in der Potsdamer Stadtkul-
tur ein. Natürlich sind die Bewertungen verschieden. Was für die einen die Weiterführung 
preußischer Traditionen, die Pflege des Kulturerbes oder die Abwehr von Gefahren dar-

stellt, empfinden andere 
als humoristischen Kolla-
teralschaden von Büro- 
kratie und mangelndem 
Vertrauen in die Mün-
digkeit der Bevölkerung. 
„Man kann eine Stadt 
auch überregulieren“, 
sagt Jann Jakobs des 
öfteren in der Stadtver-
ordnetenversammlung. 
In dieser Rubrik zei-
gen wir, wie dieses 
Versprechen in  Pots-
dam umgesetzt wird.

Grenzbereich. Um dem Verunreinigungsverbot der vorbildlichen Potsdamer 
Stadtordnung zu entgehen, wurde dieses Vogelhaus am Rande Potsdams, auf 
Berliner Territorium aufgestellt. Hier glaubt man sich vor der Bestrafung sicher.
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Am 28.02.08 erfolgte der symbo-
lische Spatenstich für den Neubau der 
Trambrücke. Der Oberbürgermeister, 
ein Staatssekretär und so weiter voll-
führten einige Spatenstiche ohne er-
kennbaren Sinn. Eine hundertköpfige 
Mitarbeiterschar sah dann noch zu, 
wie der OB mit einem Bagger noch ei-
nige Schaufeln Erde fünf Meter nach 
rechts warf. Danach gab es erst ein-
mal Pause mit Häppchen, Kaffee und 
Bier. Zwei Stunden später waren die 
Arbeitsspuren wieder geglättet und 
der Bagger wieder weg. Wahrscheinlich 
wurde er für den nächsten Fototermin 
benötigt.

Einen besonderen Beitrag zur Entla-
stung des städtischen Haushaltes lei-
stet die Familienpartei. Ihre Geschäfts-
führerin verzichtet seit Jahren auf die 
Teilnahme an den Sitzungen der Stadt-
verordnetenversammlung. Inzwischen 
erwartet auch das Büro der Stadtver-
ordneten nicht mehr, dass der Platz 
genutzt wird und läßt die obligatorische 
Flasche Brandenburger Mineralwasser 
im Kasten. 

Wer assoziiert die Havelschwäne fütternde 
Rentnerpaare nicht sofort mit schlechter 
Wasserqualität? Wer denkt beim Anblick 
eines Vogelhauses an anderes als Feinstaub 
und beim Anblick des Meisenringes nicht an 
Grundwasserkontaminationen? Dennoch 
hat das vorbildliche Potsdamer Regelwerk 
noch einige Schwachstellen. Noch immer 
werden im Stadtgebiet Vogelhäuser und 
Meisenklopse verkauft. Gewissenlose Mit-
bürgerInnen bringen an Fenstern und Bal-
konen sogar selbstgebaute Vogelhäuser 
an, die sie im Schutze der Dunkelheit mit 
Körnern und Brotkrumen bestücken. Der 
sogenannte Tierschutzverein erdreistet 
sich sogar, freilebende Katzen zu füttern. 
Hier ist auch die Bürgerschaft selbst ge-
fragt, umgehend das Ordnungsamt oder 
die Polizei zu verständigen, um Potsdams 
Straßen und Gewässer sauber und attrak-
tiv zu erhalten.

Lutz Boede

Lesen Sie in der nächsten Ausgabe in der 
Rubrik Potsdams schönste Verbote „Das 
Singen im Weltkulturerbe“.

Sparmaßnahme 

Familienpartei

Spaten und Bagger
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Es gibt sie doch, die Un-toten: 44 Leningrad in der Fabrik

Manchmal ist es vielleicht besser, die gu-
ten Tage einer Band nicht erlebt zu haben, 
weil man dann nicht weinen muss, wenn sie 
vorbei sind. Von dieser Band wird viel und 
lang geschwärmt in Potsdam. 44 Lenin-
grad hat eine neue Platte erstellt und die 
Record-Release-Party in der Fabrik abge-
halten. Also endlich mal anschauen! Einen 
energiegeladenen oder wenigstens einen 
gepflegten Tanzabend habe ich nicht erlebt. 
Aber einen langen Abend.

Das Konzert will 22 Uhr beginnen, eine 
Stunde später kommt eine gräßliche Vor-
band. Die Musiker schlafen schon zu die-
ser späten Stunde, die Sängerin erscheint 
zwar schön selbstbewusst, kann aber 
trotzdem nicht singen. Also nochmal an 
die Bar. Dort Wodka in Spritzen und der 
gewohnte Fabrik-Slapstick: vier Leute lau-
fen umeinander her und ignorieren das Pu-
blikumspack oder erklären dem Gast, dass 
sie erstmal noch umeinander herumlaufen 
müssen oder so. Der Finanzminister erholt 
sich vom Schnullischlossbauen. Gefühlte 
Stunden später spielt die Vorband immer 
noch.

Dann Umbau. Irgendwann am nächsten Tag 
schleppt sich 44 Leningrad auf die Bühne. 
Vielleicht zu spät angefangen mit volllaufen 
lassen. Wenn man eine Record frisch re-
least, dann könnte von dieser Frische ein 
wenig zu spüren sein. Nix da. Der Eingangs- 
choral wirkt wie Tradition im schlechtesten 
Sinne, sein Erhebendes scheint die Musi-
ker nicht mehr zu erreichen. Dann wird er-

klärt, dass neue Lieder traditionell durch 
Erleuchten einer Wohnzimmerlampe ange-
zeigt werden. Das ist hilfreich, denn die 
alten Sachen klingen wie die neuen. Alles 
wird lustlos runtergespielt (auch Traditi-
on?) und klingt dadurch immer gleich. Tanz-
bar ist russesker Speed allemal, vielleicht 
können die Gäste auch einfach ihre Erinne-
rungen an besseren Tage tanzen. Vielleicht 
ist es eh scheißegal ob Schlagerparty oder 
Ex-Kultband. Früher nannte man so etwas 
Kulturindustrie. Insofern passt der Zom-
biefilm. Ich lerne an diesem Morgen, dass 
es auch Bands gibt, die tot sind, aber nicht 
sterben können. Darauf noch ein Bier.

Wolfram Meyerhöfer 

Potsdams Tanzlokale

Wenn man eine Record 

frisch releast, dann könnte 

von dieser Frische ein we-

nig zu spüren sein.

Desöfteren fragen Leserinnen der 
Fraktionszeitung Die Andere, wie 
wir uns den Hochglanzdruck leisten 
können. Die Wahrheit ist, dass der 
Druck auf Umweltpapier ca. 30 % 
teurer ist. Das kann sich Die Andere 
derzeit nicht leisten, ohne wichtige 
finanzielle Spielräume einzubüßen. 
Schließlich möchten wir auch künf-
tig noch Veranstaltungen zur Ent-
wicklung der Mieten in Babelsberg 
organisieren ohne auf Spenden von 
Herrn Kirsch angewiesen zu sein. 
Daher erscheint auch diese Aus-
gabe auf chlorfrei gebleichtem 
aber eben nicht auf 100 % Um-
weltpapier. 

Teures 
Umweltpapier
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Die Andere und Monika Keilholz trennen sich einvernehmlich 

Vor einigen Tagen informierte die Stadtverordnete Monika Keilholz uns über 
ihren Beitritt zum Verein BürgerBündnis Freier Wähler e.V.	

Die Fraktion Die Andere hat die veränderte Situation mit Monika Keilholz bera-
ten. Dabei sind wir zu der Überzeugung gelangt, dass ein schneller Fraktions-
wechsel die beste, ehrlichste und glaubwürdigste Lösung ist. 

Leider konnten wir in den vergangenen Monaten keine Einigung erzielen, die eine 
Kandidatur von Monika Keilholz auf der Liste der Wählergruppe Die Andere er-
möglicht hätte.

Monika Keilholz wird sich nicht dem Rotationsprinzip unterwerfen, weil sie die 
Kontinuität ihrer politischen Arbeit dadurch als gefährdet ansieht. Die Wähler-
gruppe Die Andere hält das Rotationsprinzip hingegen für einen unverzichtbaren 
Bestandteil ihres Selbstverständnisses und ihrer politischen Kultur. Durch die 
Rotation gelang es nach Ansicht der Wählergruppe in den vergangenen Jahren, 
viele Menschen politisch zu aktivieren und die Stadtverordneten der Anderen vor 
Anpassungs- und Verschleißprozessen zu schützen. Die Andere beschloss mit 
sehr großer Mehrheit, auch künftig nach dem Rotationsprinzip zu arbeiten.

Da sich Monika Keilholz nun entschieden hat, zur Kommunalwahl 2008 für das Bür-
gerBündnis zu kandidieren, haben wir uns auf Bitten der Wählergruppe Die Andere 
entschlossen, die gemeinsame Zusammenarbeit in der Fraktion bereits vor dem 
Ende der Legislaturperiode zu beenden. 

Dennoch streben wir einen fairen Umgang im Wahlkampf und eine punktuelle Zu-
sammenarbeit in der StVV an. Gerade bei der Durchsetzung ihrer stadtschloss-
kritischen Position im BürgerBündnis wird Die Andere Frau Keilholz jederzeit gern 
unterstützen.

Monika Keilholz, Jan Wendt und Gregor Schliepe



parkblog.de

Parkerlebnisse 

aus Potsdamer Parks

parkblog.de ist die erste Anlaufstelle für alle Potsda-

merinnen und Potsdamer, die mit der Schlösserstif-

tung und ihren diversen Parkverboten so ihren Spaß 

haben. Das Ziel unserer Seite ist, Erlebnisse aus den 

Potsdamer Parks zu schildern und zu veröffentlichen. 

Den Menschen aus Potsdam soll hier ein Forum zum 

Publizieren und zum Diskutieren geboten werden. 

Nur mit der nötigen Öffentlichkeit können wir der 

Schlösserstiftung ihre Grenzen aufzeigen!

Weitere Informationen unter:

www.fraktion-die-andere.de

www.babelsberger-park.de


